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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Personal

Nachdem der Bundesrat die Ablehnung einer im Berichtjahr noch nicht behandelten
Motion Grossen (glp, BE) beantragt hatte, reichte der Motionär ein Postulat mit
ähnlicher Stossrichtung ein. Die Regierung soll prüfen, ob Möglichkeiten und Anreize
geschaffen werden können, mit denen die Angestellten der Bundesverwaltung für
Telearbeit (Home-Office) gewonnen werden. Der Bundesrat hatte zwar in seiner
Antwort auf die Motion die ökologischen, sozialpolitischen und wirtschaftlichen
Vorteile von Home-Office anerkannt, sich aber gegen die im Anliegen geforderte
Festsetzung einer Quote zur Erhöhung des Anteils an Angestellten mit
ortsunabhängigem Arbeitsplatz gewandt. Die im Vergleich zum ursprünglichen Anliegen
abgeschwächte Forderung in Form eines Postulats stiess nicht nur beim Bundesrat,
sondern – nachdem es zuerst von Stahl (svp, ZH) bekämpft wurde – auch im Nationalrat
mit 104 zu 84 Stimmen auf Zustimmung. Die Gegenstimmen stammten aus der SVP und
der FDP Liberale-Fraktion. In der Wintersession überwies die grosse Kammer zudem
ohne Diskussion ein Postulat Feller (fdp, VD), das den Bundesrat beauftragt, die
Nutzung von Telearbeit in der jährlichen Berichterstattung über das
Personalmanagement statistisch zu erfassen. 1

POSTULAT
DATUM: 27.09.2013
MARC BÜHLMANN

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Ein vom Nationalrat angenommenes Postulat Stahl (svp, ZH) fordert vom Bundesrat
einen Bericht über eine mögliche Reduktion der Anzahl Spitäler in der Schweiz,
insbesondere in Bezug auf die Akutversorgung. Zu prüfen gelte es den tatsächlichen
Bedarf an Akutversorgungen und das realisierbare Einsparungspotential. Der Bundesrat
hatte sich bereit gezeigt, den angeforderten Bericht im Sinne einer Optimierung der
Gesundheitsleistungen zu erstellen und das Postulat zur Annahme empfohlen. 2

POSTULAT
DATUM: 15.03.2010
LUZIUS MEYER

Medikamente

Jürg Stahl (svp, ZH) wollte den Bundesrat im März 2019 mittels Postulat beauftragen,
abzuklären, in welchem Umfang und unter welchen Voraussetzungen Artikel 27 des HMG
und gegebenenfalls weitere Bestimmungen dahingehend geändert werden können, dass
der Versandhandel mit nicht verschreibungspflichtigen Arzneimitteln ohne Minderung
der Behandlungssicherheit und ohne Qualitätsminderung gegenüber der Abgabe durch
den Fachhandel zugelassen wird. Die Ergebnisse sollen in Form eines Berichtes
festgehalten werden. Stahl begründete seinen Vorstoss damit, dass der Druck, den
Arzneimittelversandhandel zu liberalisieren, von verschiedenen Seiten her
zugenommen habe. Dies äussere sich auch darin, dass vermehrt auf ausländischen
Plattformen mit oft fragwürdiger Kompetenz Medikamente bestellt würden, deren
Herkunft oftmals ungewiss sei und deren Qualität in keiner Weise den schweizerischen
Anforderungen entspreche. Weiter führte Stahl in seiner eingereichten Begründung
aus, dass der Bundesrat die Situation eingehend analysieren und darstellen solle, was
die Einführung des Versandhandels für die entsprechenden Medikamente für
Apotheken und Drogerien, die Versorgung der Bevölkerung und die Patientensicherheit,
die Beratungsqualität sowie für die direkten und indirekten Kosten für das
Gesundheitssystem bedeuten würde. Zudem soll im Bericht auch aufgezeigt werden, ob
der Versandhandel mit Arzneimitteln die Festlegung neuer Parameter erfordere. Der
Bundesrat beantragte Annahme des Geschäfts. In der Sommersession 2019 kam der
Nationalrat diesem Antrag nach und stimmte dem Postulat stillschweigend und
diskussionslos zu. 3

POSTULAT
DATUM: 21.06.2019
JOËLLE SCHNEUWLY
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Sozialversicherungen

Berufliche Vorsorge

Ein Postulat Heim (sp, SO) fragte, welche Auswirkung die Provisionen und Courtagen,
welche für die Vermittlung von Kundinnen und Kunden in der beruflichen Vorsorge
bezahlt werden, auf die Versicherten und die Arbeitgeber haben, in welchen Formen
und in welchem Ausmass das Phänomen auftrete und wie allenfalls die Aufsicht und
Regulierung verbessert werden könnte. Entsprechende Zahlungen sind untersagt,
scheinen aber üblich zu sein, so die Begründung. Dies führe letztlich zu
Renteneinbussen. Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats. Nachdem der
Vorstoss im September 2014 durch Nationalrat Stahl (svp, ZH) bekämpft und die
Behandlung verschoben worden war, gelangte er im Juni 2016 in den Nationalrat, wo er
jedoch ohne Debatte mit 127 zu 54 Stimmen abgelehnt wurde. 4

POSTULAT
DATUM: 16.06.2016
FLAVIA CARONI

Krankenversicherung

Le Conseil national a adopté un postulat Stahl (udc, ZH) chargeant le Conseil fédéral
d’élaborer un rapport relatif à l’impact de l’instauration d’une caisse unique sur les
coûts à la charge de l’assurance obligatoire des soins et sur ceux engendrés par la mise
en place d’une telle caisse. 5

POSTULAT
DATUM: 17.06.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Der Ständerat behandelte in der Frühlingssession 2016 ein Postulat seiner Kommission
für Gesundheit und soziale Sicherheit, das die Evaluierung von Alternativen zur
heutigen Steuerung der Zulassung von Ärztinnen und Ärzten anstrebt. In der
vorhergehenden Wintersession hatte der Nationalrat eine Änderung des KVG zur
dauerhaften Steuerung der Zulassung im ambulanten Bereich knapp und unerwartet
abgelehnt. Damit war klar, dass die dreijährige Übergangslösung Ende Juni 2016 nicht
durch eine definitive Lösung ersetzt werden würde. Das Postulat fordert den Bundesrat
auf, einen Bericht auszuarbeiten, der verschiedene Varianten und Szenarien für eine
zukünftige Steuerung der bedarfsabhängigen Zulassung von Ärztinnen und Ärzten im
Rahmen der Krankenversicherung aufzeigt. Dabei sollen alle wesentlichen Stakeholder
einbezogen werden. Der Bericht soll nebst einer Steuerung durch die Kantone
innerhalb eines vom Bund vorgegebenen Zielbandes auch die Möglichkeiten einer
Lockerung des Vertragszwangs oder einer Anpassung der Tarife zur Angebotssteuerung
erwägen. Explizit wird auch der spitalambulante Bereich eingeschlossen, während für
Grundversorger, also Hausärztinnen und Hausärzte, keine Einschränkung gelten soll.
Der Bundesrat empfahl den Vorstoss zur Annahme. Der Ständerat debattierte
gleichzeitig eine Motion Stahl (svp, ZH), welche die Kommission zur Ablehnung empfahl.
Dringender Handlungsbedarf sei gegeben, so tönte es im Rat, weshalb die Analyse von
Alternativen opportun sei. Die kleine Kammer folgte ihrer Kommission und dem
Bundesrat, indem sie das Postulat überwies und die Motion ablehnte. 6

POSTULAT
DATUM: 02.03.2016
FLAVIA CARONI

Soziale Gruppen

Alterspolitik

C'est in extremis que le postulat Heim (ps, SO), demandant une stratégie à l'échelle
nationale pour lutter contre la violence touchant les personnes âgées, a été refusé par
le Conseil national. En effet, la voix prépondérante du président Stahl (udc, ZH) a fait
basculer le vote vers le non, face à l'égalité parfaite de 94 voix contre (venant
exclusivement de l'UDC et du PLR) et 94 voix pour (provenant de tous les autres partis
et d'un seul député UDC). La députée socialiste demandait au Conseil fédéral
d'élaborer une stratégie à l'échelle nationale pour lutter contre la violence dont une
personne âgée sur cinq est victime, selon des estimations récentes. Comme ces
violences sont entre autres à imputer aux mauvaises conditions de travail du personnel
soignant, il s'agirait pour le parlement de légiférer à ce niveau-là. Le Conseil fédéral
s'est opposé au postulat, estimant que les différentes initiatives déjà mises en œuvre
ainsi que la coopération entre les cantons et les différentes autorités compétentes
étaient suffisantes. 7

POSTULAT
DATUM: 02.05.2017
SOPHIE GUIGNARD

1) AB NR 2013, S. 1186 und 1745; Mo. 12.4120 (Grossen): Stellungnahme BR vom 13.2.13; Po. 13.3712 (Feller): AB NR, 2013, S.
2209.
2) AB NR, 2010, s. 554
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3) AB NR, 2019, S. 1326
4) AB NR, 2016, S. 1178 f.
5) Po. 11.3276 : BO CN, 2011, p. 1266.
6) AB SR, 2016, S. 56 ff.
7) BO CN, 2017, p. 615 s.
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